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Regionalplanung? Was machst Du da eigentlich? Dies ist eine nicht selten anzutreffende Fragestellung im Freundes- und Bekanntenkreis. Dabei betrifft diese Thematik jeden Menschen mit seinen konkreten Lebensumständen – vielfach, ohne dass man sich dessen bewusst ist. Es geht letztlich um alle Handlungsfelder, die „raumrelevant“ sind. Was sind „gleichwertige Lebensverhältnisse“, insbesondere bezogen auf die Daseinsvorsorge? Wie werden wir morgen wohnen und auf welche Weise sichern wir Erreichbarkeiten? Wo entwickeln wir Industrie und Gewerbe? Gelingt es uns, Rohstoffe oder Trinkwasser, die wir alle brauchen, zu sichern? Wie kann eine „gelingende“ Energiewende aussehen? Welche Perspektiven bieten sich für Freizeit und Erholung? Was brauchen Natur und Landschaft für eine gedeihliche Entwicklung? Wie können wir Flächenneuinanspruchnahmen reduzieren und Waldmehrung erfolgreich betreiben? Wohin geht es im Leipziger Neuseenland? Was passiert in unseren strukturschwachen ländlichen Räumen? Alle Anforderungen, jede für sich voll berechtigt, aber oft miteinander in Konkurrenz stehend, gilt es, im Zuge der Regionalplanung miteinander zu harmonisieren. Am Ende des Prozesses steht ein Planwerk, das zugleich Entwicklungen ermöglicht, Vorsorge leistet und tragfähige Kompromisse einschließt.

Die Herausforderungen waren immer und sind bis heute vielfältig. Eine „Raumordnungsplanung“ auf Landes- und regionaler Ebene besteht in Mitteldeutschland seit fast einem Jahrhundert. Beispiele dafür bilden der fundierte Mitteldeutsche Planungsatlas, der 1932 in Merseburg durch den „Landesplanungsverband für den engeren Mitteldeutschen Industriebezirk“ herausgegeben wurde, sowie der bereits 1925 begonnene Aufbau einer „Landesplanung für das westsächsische Braunkohlenplangebiet“. Allerdings folgte darauf die „dunkle Zeit“ des „Dritten Reichs“ ab 1933, als das Allermeiste auf „Kriegswichtigkeit“ ausgerichtet war, bis 1945 insbesondere Städte und Industriestandorte weithin in Trümmern lagen. Unter diesen Bedingungen konnten weder kommunale Interessen noch Umweltbelange substanziell zum Tragen gebracht werden.

Nach 1945 standen zunächst die Überwindung der Kriegsfolgen und der Wiederaufbau im Vordergrund, ehe sich in der DDR ab 1949 ein zentralistisches Planungssystem mit der „Staatlichen Plankommission“ in Berlin mit weitgehenden Interventionsrechten etablierte. In den 1952 neu gegründeten administrativen Einheiten entstanden „Bezirks- bzw. Kreisplankommissionen“. 1965 wurde in Leipzig das „Büro für Territorialplanung“ etabliert; 1973 kam als „Leipziger Sonderweg“ das „Büro für Bergbauangelegenheiten“, beide mit Sitz in der Querstraße 28, hinzu. Fachlich leisteten diese Institutionen zweifellos eine fundierte Arbeit, wofür exemplarisch der 1972 aufgelegte „Planungsatlas Bezirk Leipzig“ steht. Allzu oft mangelte es aber, bedingt durch staatliche Vorgaben, an Transparenz und Entscheidungsoffenheit. Zudem unterlagen viele Handlungsfelder, etwa die Fortführung der bergbaulichen Entwicklung bis über das Jahr 2200 (!) hinaus, oder die Standortsuche für ein „Kernkraftwerk IV“ in unserer Region, einer strikten Geheimhaltung, wobei trotzdem (fast) jeder Bescheid wusste. Jedenfalls war dieses Planungsverständnis 1989/1990 „am Ende“.

Zu einem vollständigen Paradigmenwechsel kam es spätesten 1992 mit dem neuen Sächsischen Landesplanungsgesetz und der Etablierung einer „kommunal verfassten“ Regionalplanung. So kam es am 06.11.1992 im Neuen Rathaus zu Leipzig zur Gründung des Regionalen Planungsverbandes Westsachsen (seit 2010 Leipzig-Westsachsen), der mit den Landkreisen Borna, Delitzsch, Döbeln, Eilenburg, Geithain, Grimma, Leipziger Land, Oschatz, Torgau und Wurzen sowie der Kreisfreien Stadt Leipzig zunächst über elf Mitgliedskörperschaften verfügte. Im Ergebnis von Kreisreformen und der Neuzuordnung des Altkreises Döbeln 2008 zur Region Chemnitz sind davon mit Landkreisen Leipzig und Nordsachsen sowie der Stadt Leipzig drei verblieben. Unsere Planungsregion umfasst aktuell 61 Kommunen und verfügt über eine Gesamtfläche von 3.977 km² mit 1,058 Mio. Einwohnern (Stand Jahresende 2021).

Die Legitimation stützt sich auf seine Verbandsgremien. Dabei bildet die Verbandsversammlung mit derzeit 16 stimmberechtigten Verbandsräten sowie mit 12 beratenden Mitgliedern praktisch ein „Regionalparlament“. Dabei werden die Verbandsräte nach einem Einwohnerschlüssel durch die Kreistage und den Stadtrat Leipzig gewählt und entsandt. Arbeitsgremien bilden der Planungs- und der Braunkohlenausschuss. Bei den Verbandsvorsitzenden bestand in der nunmehr 30jährigen Historie ein hohen Maß an Kontinuität, indem zunächst der Landrat Dr. Gerhard Gey (1992-2015) und seither der Landrat Henry Graichen die politische Gesamtverantwortung inne hatten bzw. haben. Die Regionale Planungsstelle faktisch als „Planungsbüro im öffentlichen Auftrag“ ist für die Facharbeit und die Selbstverwaltung des Verbandes zuständig und besteht aus einem Kollegium von 12 Bediensteten. Ihr Dienstsitz befindet sich in der Bautzner Straße 67A (früher 67) auf dem Gelände des früheren VEB Geophysik Leipzig.

Die Kernaufgabe der Regionalplanung bestand von Anfang an darin, auf der Grundlage der Vorgaben und Handlungsaufträge der Landesplanung eine „Gesamtplanung“ für unsere Region vorzunehmen. Dabei ging es anfangs zunächst darum, die raumordnungsplanerische „Wildwestzeit“ der frühen 1990er Jahre durch eine geordnete Entwicklung abzulösen. Zahlreiche Fehlentwicklungen aus dieser Zeit, etwa überdimensionierte Einkaufszentren auf der „Grünen Wiese“ zu Lasten der Innenstädte oder auch nicht integrierte Wohnbebauungen oft mit einem „neuen“ neben dem „alten“ Dorf“ sind in der Landschaft bis heute sichtbar. Recht frühzeitig stand auch das Kapitel Windenergienutzung auf der Agenda. Bereits 1993 stand die erste, nach heutigen Maßstäben winzige Anlage, die längst zurückgebaut ist, auf dem QUELLE-Gelände im Leipziger Norden. 1998 als Satzung beschlossen, trat der „Regionalplan Westsachsen 1.0“ 2001 schließlich in Kraft.

Ein Spezifikum für unsere Region bilden die „Braunkohlenpläne“ als Teilregionalpläne, die für stillgelegte Tagebaue als Sanierungsrahmenpläne aufzustellen sind. Hier war der „Rucksack der Vergangenheit“ besonders gewichtig, da mit der Wirtschafts- und Währungsunion 1990 und den nachfolgenden Tagebauschließungen faktisch alle Vorwendeplanungen zur Makulatur wurden. In den 1990er Jahren ging es darum, für zunächst zehn Plangebiete Festlegungen zum künftigen Abbau sowie zu den Grundzügen der Wiedernutzbarmachung festzulegen. Nach mehreren Fortschreibungen und Zusammenfassungen sind nunmehr acht Planwerke verblieben, von denen zuletzt 2021 der Sanierungsrahmenplan „Nordraum Leipzig“ mit den Tagebaubereichen Goitzsche, Delitzsch-Südwest und Breitenfeld in Kraft trat. Diese Pläne konnten maßgeblich zu den positiven Entwicklungen im Leipziger Neuseenland beitragen.

Raumordnungspläne müssen von Zeit zu Zeit auf ihre Aktualität überprüft und damit „evaluiert“ werden. Dabei gibt es keine feste Formel. Ein Erfahrungswert besteht darin, dass nach etwa einem Jahrzehnt ein Handlungsbedarf dahingehend besteht, „Anpassungen an die Entwicklung“ zumindest in Betracht zu ziehen. Für den „Regionalplan 2.0“ erfolgte dies zwischen 2001 und 2008, wobei erstmals eine „Strategische Umweltprüfung“ (SUP) zu den Festlegungen vorzunehmen war. Weitere Hotspots im Verfahren bildeten das Eingehen auf das Katastrophenhochwasser von 2001, die Veränderungen bei den Zentralen Orten mit einer deutlichen Reduzierung der Mittelzentren und der Ausweisung von Grundzentren anstelle der bisherigen Unter- und Kleinzentren sowie die durch die zum 01.08.2008 vollzogene Kreisneuordnung bedingte terminliche Stringenz nach dem Schema „vorher fertig werden oder von vorn beginnen“.

Regionalpläne werden im Zuge öffentlich-rechtlicher Verfahren aufgestellt bzw. fortgeschrieben. Diese schließen umfassende Beteiligungsrechte ein, die Stellungnahmen der anerkannten Träger öffentlicher Belange, öffentliche Auslegungen und die Einstellung aller Planunterlagen in das Internet einschließen. Dabei ist das „Jedermann-Verfahren“ nicht an Zugangsvoraussetzungen gebunden – alle Bürgerinnen und Bürger, die sich einbringen möchten, können dies tun. Im Verfahren ist auch eine „Strategische Umweltprüfung“ (SUP) vorzunehmen, die im Umweltbericht dokumentiert wird. Der Fachbeitrag „Naturschutz und Landschaftspflege“ zum Landschaftsrahmenplan bildet mit zahlreichen Karten und Übersichten eine Fundgrube nicht nur für Planungsspezialisten. Abwägungsprozesse und -entscheidungen sind umfassend zu dokumentieren – beim letzten, 2021 in Kraft getretenen „Plan 3.0“ waren insgesamt 855 Stellungnahmen mit 6.366 Einzelhinweisen zu bearbeiten. Immer dann, wenn Planänderungen erfolgen, die erstmalige oder stärkere Betroffenheiten zur Konsequenz haben, steht zudem eine erneute Offenlegungsrunde an, weshalb derartige Verfahren drei bis fünf Jahre in Anspruch nehmen. Schließlich geht Rechtssicherheit stets vor Schnelligkeit – auch die gerichtliche Überprüfung von Planwerken ist einzukalkulieren, wobei der Weg zum Sächsischen Oberverwaltungsgericht nach Bautzen und manchmal auch bis zum Bundesverwaltungsgericht nach Leipzig führt.

„Nach dem Plan ist vor dem Plan“. Der neue Regionalplan Leipzig-Westsachsen ist inzwischen schon wieder teilweise fortschreibungsbedürftig, nachdem Bund und Länder 2022 umfassende Vorgaben zum Ausbau der Erneuerbaren Energien gesetzlich festgelegt haben. Danach sind in Sachsen nicht erst bis Ende 2032, sondern bereits bis Ende 2027 mindestens 2,0 % der Gesamtfläche für die Windenergienutzung auszuweisen. Auch wenn die Notwendigkeit einer „Energiewende“ außer Frage steht, wird dies gerade für die betroffenen ländlichen Räume zu einer Herausforderungen. Im Zuge von Strukturwandel und Kohleausstieg steht der 2011 in Kraft getretene Braunkohlenplan Tagebau Vereinigtes Schleenhain gleichfalls zur Fortschreibung an. Die mindestens fünf Jahre vorgezogene Stilllegung des Kraftwerks Lippendorf (von ca. 2040 auf spätestens Ende 2035) führt zu deutlichen Veränderungen insbesondere bei Massendispositionen und Lagebeziehungen mit Schwerpunkt Tagebauseen. Auch für den zu Sachsen-Anhalt übergreifenden Tagebaubereich Profen entsteht Handlungsbedarf.

Regionalplanung kann und darf nicht nur im „stillen Kämmerlein“ stattfinden. Vielmehr geht es darum, Verantwortung auch für die Umsetzung zu nehmen, unsere „Aktionsräume der Regionalentwicklung“ zu unterstützen sowie Kommunen, Bürger und Vorhabensträger qualifiziert zu beraten. Dabei ist es einerseits immer dann, wenn raumrelevante Entwicklungen zur Debatte stehen, sehr zu empfehlen, zunächst einen Blick auf die Raumnutzung des Regionalplans zu werfen, die Angebote und Restriktionen gleichermaßen beinhaltet. Andererseits ist ein möglichst frühzeitiges „miteinander reden“ stets von Vorteil, um Konfliktpunkte beizeiten zu erkennen und die Suche nach tragfähigen Lösungen einzuleiten. Bei der Konfliktbewältigung müssen Planerinnen und Planer auch „Flagge zeigen“, und dahin gehen, wo es auch mal wehtun kann. Proaktive Sachaufklärung, Glaubwürdigkeit und die Offenheit für Neues bilden dabei erfolgsentscheidende Positionen. Darüber hinaus wird der Planungsverband auch über seine Informationsangebote für die breite Öffentlichkeit „sichtbar“ – praktisch alles ist online verfügbar – hinzu kommen bestens nachgefragte und über eine geringe Schutzgebühr zu erwerbende Printprodukte wie etwa der „Gewässerkatalog Mitteldeutschland“ (2019), die Broschüre „Leipzig-Westsachsen aus der Luft. Eine Region im Wandel. 1992-2017“ oder das Kartenwerk Realnutzung.

Im letzten Jahr konnte der Regionale Planungsverband Leipzig-Westsachsen auf sein 30jähriges Konstituierungsjubiläum zurückschauen und beging dies mit einem Fachforum am 03.11.2022 mit über 100 Gästen in der Kulturscheune im Kloster Nimbschen. Zugleich erschien zu diesem Anlass das umfassende Werk „30 Jahre Regionalplanung für Leipzig-Westsachsen zwischen Rückblick, Positionsbestimmung und neuen Herausforderungen“. Als Fazit bleibt, dass Planung stets in der Lage sein muss, neue Entwicklungen möglichst frühzeitig zu erkennen und darauf zu reagieren. Der Erfolg definiert sich schließlich nicht über die bloße Erfüllung von „Pflichtaufgaben“, sondern über den darüber hinausgehenden „Mehrwert“ für unsere Region.


(Factbox)  nicht schreiben!
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